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Aschersleben. Die älteste Stadt
Sachsen-Anhalts war am 26. Sep-
tember 2008 der Ort, an dem sich
die Mitglieder des Landesbezirks-
vorstandes der GdP zu ihrer turnus-
mäßigen Sitzung trafen.

Als Sitz der Fachhochschule Polizei
hat Aschersleben seit jeher eine beson -
dere Bedeutung für alle Polizeibeschäf-
tigten und es gibt wohl in der Polizei
kaum jemanden, der die altehrwürdige
Stadt im Vorharz noch nicht besucht hat.
Obwohl Aschersleben somit auch an der
Polizeigeschichte Sachsen-Anhalts „mit-
geschrieben“ hat, ging es bei der LBV-
Sitzung nicht um historische Themen.
Die aktuellsten griff Karsten Schmidt,
Vorsitzender des GdP-Landesbezirks, in
seiner Berichterstattung auf und zog so
eine Bilanz der Arbeit des Geschäfts -
führenden Landesbezirksvorstandes
(GLBV) in den letzten Monaten.

Der „Tarifvertrag zur sozialen Absi-
cherung“, den die GdP und die anderen
Gewerkschaften des öffentlichen Diens -

tes mit der Landesregierung abgeschlos-
sen hatten, um betriebsbedingte Kündi-
gungen zu verhindern, läuft Ende 2009
aus. Die GdP hatte geplant, Mitte nächs -
ten Jahres über eine Weiterführung des
Vertrages und die Bedingungen dafür zu
verhandeln. Nun kam es aber am 19. Sep-
tember 2008 schon zu ersten Gesprächen
im Finanzministerium, da die Partnerge-
werkschaft ver.di wegen der Tarifver-
handlungen im Jahr 2009 angefragt hatte.
„Staatssekretär Sundermann aus dem
Finanzministerium,“ sagte Karsten
Schmidt, „ist sofort bereit, den Tarifver-
trag unverändert weiterlaufenzulassen.
Die Frage ist: Wollen das auch unsere Ta-
rifbeschäftigten? Immerhin bedeutet
dies weitere finanzielle Einbußen.“ Aus
diesem Grund haben alle GdP-Mitglie-
der, die Tarifbeschäftigte sind, einen Fra-
gebogen erhalten, auf dem sie ihre Mei-
nung zum künftigen Tarifvertrag darle-
gen können. Der GLBV bittet darum,
diesen Fragebogen so schnell wie mög-
lich an das GdP-Landesbüro zurückzu-
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SCHLAGLICHTER*
Mittwoch, 8. Oktober 2008
Einsatz der Bundeswehr im Innern:

GdP fordert Klarstellung 
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP)

hat die Regierungsparteien aufgefordert,
ihre Einigung im Koalitionsausschuss
über die geplanten Befugnisse der Bun-
deswehr im Innern klarzustellen. GdP-
Vorsitzender Konrad Freiberg: „Eine
Grundgesetzänderung, die die Abwehr
von Terrorakten aus der Luft und von der
See mit militärischen Mitteln ermöglicht,
darf nicht zum Vorwand genommen wer-
den, die verfassungsrechtlich gesetzten
Grenzen weiter auszudehnen und der
Bundeswehr Polizeiaufgaben zu übertra-
gen. Die Anwendung von militärischen
Einsatzmitteln gegen unsere Bürger ist
undenkbar.“ 

Donnerstag, 2. Oktober 2008
Mitgliederbefragung zur Aufnahme

von Tarifverhandlungen zur Fortführung
des Tarifvertrages zur sozialen Absiche-
rung (TV-LSA 2007) ab dem Jahre 2010
gestartet.

Antwort bitte per Fax an 03 91/6 11 60 11
oder per Post an GdP Sachsen-Anhalt,
Halberstädter Str. 120, 39112 Magdeburg. 

Mittwoch, 1. Oktober 2008
3. landesweites Bowlingturnier in Halle

– Bezirksgruppe PD Ost gewinnt den
GdP-Wanderpokal

Am 27. September 2008 fand das 3.
GdP-Bowling-Turnier bei der Bowling
Star Freizeit & Sport GmbH in Halle
statt. Die erste Mannschaft der Bezirks-
gruppe PD Ost gewinnt den GdP-Wan-
derpokal im Bowling-Turnier.

Mittwoch, 1. Oktober 2008
3. GdP-Fachsymposium Bereitschafts-

polizei: Gewalt explodiert auf den Straßen
– Bereitschaftspolizei an der Belastungs-
grenze 

Die Gewaltentwicklung im Fußball
und bei Auseinandersetzungen zwischen
Links- und Rechtsextremisten hat die
Bereitschaftspolizeien der Länder an ih-
re Belastungsgrenze gebracht. Konrad
Freiberg, Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP): „Die Zahl
der Einsätze, bei denen sich die Länder
gegenseitig unterstützen müssen, betrug
im Jahr 2004 41. In diesem Jahr werden es
140 sein.

*Unter dieser Überschrift werden kur-
ze und prägnante Informationen aus den
letzten Wochen veröffentlicht.

Uwe Petermann
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schicken. (Beiträge dazu auf Seite 5.)
Eine Menge Fragen hatte auch die Be-

förderungsrunde ausgelöst, die während
der Sommermonate in den Behörden
vorbereitet und Anfang September um-
gesetzt wurde. 

„Konkurrentenklagen“ und
GdP-Rechtsschutz

Die Fragen ergaben sich u. a. bei etli-
chen Kollegen, die vor dem Beförde-
rungstermin noch auf der Liste standen,
dann aber doch nicht befördert wurden,
weil von einem Verwaltungsgericht
„einstweiliger Rechtsschutz“ ergangen
war. Das bedeutete im Klartext: Min -
destens ein Kollege hatte beim Verwal-
tungsgericht eine einstweilige Verfügung
erwirkt und damit den Verwaltungsakt
der Beförderung zunächst gestoppt. Ein
anderer Ausdruck für diesen Vorgang:
„Konkurrentenklage“. Diese „Klage-
freudigkeit“, wie Karsten Schmidt es aus-
drückte, hat für die GdP finanzielle Fol-
gen, denn auch GdP-Kollegen strengten
Konkurrentenklagen an und beantragten
dafür Rechtsschutz bei ihrer Gewerk-
schaft. Die Nachteile dieser Klagen, näm-
lich die ausgesetzte Beförderung, hatten
oft auch andere GdP-Kollegen zu erlei-

den – eine nicht gerade erfreuliche Situa-
tion. (Siehe auch Beitrag auf Seite 3.)
Karsten Schmidt machte auch noch auf
einen anderen Aspekt der „Klagefreu-
digkeit“ aufmerksam. Die Kosten für den
GdP-Rechtsschutz steigen weiter an, sie
müssen jedoch begrenzt bleiben. Da -
rüber hinaus stellte der GdP-Landesvor-
sitzende fest: „Viele Kollegen klagen in
erster Linie wegen ihrer Beurteilung,
weil sie jetzt erst merken, dass sie mit ih-
rer Punktezahl gar keine Chance auf eine
Beförderung haben. Das ist eindeutig zu
spät. Wer mit seiner Beurteilung nicht

einverstanden ist, muss vorher etwas un-
ternehmen. Das haben wir als GdP schon
vor Jahren gesagt und dazu gibt es auch
ein entsprechendes Merkblatt. In den
Gesprächen mit den Kolleginnen und
Kollegen muss darauf nochmals hinge-
wiesen werden.“

Ansonsten, so Karsten Schmidt, seien
die Beförderungsmöglichkeiten für den
mittleren Dienst weitgehend ausge-
schöpft. Reserven gebe es aber noch im
gehobenen Dienst und bei den Verwal-
tungsbeamten. Auch beim Tarifpersonal
sei noch etwas möglich.

Ein schlechtes Verhältnis, konstatierte
Karsten Schmidt, herrschte im Sommer
zwischen dem Innen- und dem Finanzmi-
nister. Dies hatte die GdP feststellen
müssen, als der Finanzminister das Perso-
nalentwicklungskonzept vorstellte. So
gab es keine klärenden Gespräche zwi-
schen diesen beiden Ressorts über die
Personalentwicklung in der Polizei, ins-
besondere zum Einstellungskorridor.
Darum habe sich der GLBV entschlos-
sen, mit dem Ministerpräsidenten über

das Stellenentwicklungskonzept für die
Polizei zu sprechen. 

Anke Günther, stellvertretende Lan-
desbezirksvorsitzende und im GLBV
verantwortlich für Tariffragen, ergänzte
die Ausführungen von Karsten Schmidt.
Sie hob hervor, dass man in Abstimmung
mit den anderen Gewerkschaften über
flexiblere Arbeitzeitmodelle im Tarifbe-
reich reden müsse. „Wer es möchte, soll-
te seine Arbeitszeit auch um noch mehr
als fünf Prozent absenken können“, so
Anke Günther. Auch die schon beste-
henden Ausnahmeregelungen sollten er-

halten bleiben. Die
Befragung der Mit-
glieder bleibe aber
abzuwarten und in ei-
ner Beratung im Ok-
tober werde der
Fachausschuss Tarif
über die weitere Ver-
handlungsstrategie
entscheiden.

Wie zu erwarten,
spielte das Thema
Beförderungen auch
in den Berichten aus
den Bezirksgruppen
eine große Rolle.
Teilweise waren in
den Polizeidirektio-
nen auch noch Beför-
derungstermine of-
fen. Trotzdem waren
einige Unterschiede
bei der Art und Wei-
se, wie befördert wur-

de, festzustellen. Während in der Polizei-
direktion (PD) Sachsen-Anhalt Süd Be-
förderungsrichtlinien erlassen wurden,
verfuhren alle anderen Behörden und
Einrichtungen noch nach der bisherigen
Praxis der Rangliste, die anhand der letz-
ten Beurteilung gefertigt wurde. In der
PD Süd konnte auch mit Gesprächen er-
reicht werden, dass zwei Kollegen ihre
Rechtsschutzanträge gegen Beförderun-
gen zurückzogen. In der PD Nord berei-
teten unterschiedliche Beurteilungen
Probleme. Es zeigte sich, dass die Praxis
hier in den ehemaligen drei Polizeidirek-
tionen sehr verschieden und nicht ver-
gleichbar ist. Wie Karsten Schmidt später
bemerkte, hatte die GdP auf diese Un-
gleichgewichte schon vor längerer Zeit
hingewiesen.

In der PD Ost gab es zwar im Zusam-
menhang mit den Beförderungen auch
vier Klagen. Diese wurden jedoch, so Be-
zirksgruppenvorsitzender Bernd Dudka,
rechtzeitig vom Verwaltungsgericht „ab-
gearbeitet“, d. h. abgewiesen.

Fortsetzung von Seite 1

DEUTSCHE POLIZEI

Ausgabe:
Landesbezirk Sachsen-Anhalt

Geschäftsstelle:
Halberstädter Straße 120
39112 Magdeburg
Telefon: (03 91) 6 11 60 10
Telefax: (03 91) 6 11 60 11
E-Mail: lsa@gdp-online.de

Redaktion:
Lothar Jeschke (V.i.S.d.P.)
Bahndamm 4
06862 Thießen
GdP-Phone: (01577) 4440727
Telefon (dienstlich): (0391) 2 50-20 91
Telefax (dienstlich): (0391) 2 50-19 20 91
(privat Telefon): (03 49 07) 2 09 32
(privat Fax): (03 49 07) 3 06 98
E-Mail: LJeschke@t-online.de

Verlag und Anzeigenverwaltung:
VERLAG DEUTSCHE
POLIZEILITERATUR GMBH
Forststraße 3 a, 40721 Hilden
Telefon (02 11) 71 04-1 83
Telefax (02 11) 71 04-1 74
Anzeigenleiter: Daniel Dias
Es gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 31
vom 1. Januar 2008

Herstellung:
L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG
DruckMedien
Marktweg 42-50, 47608 Geldern
Postfach 1452, 47594 Geldern
Telefon (0 28 31) 3 96-0
Telefax (0 28 31) 8 98 87

ISSN 0949-281X

LANDESJOURNAL Sachsen-Anhalt

GdP-LANDESVORSTAND

Karsten Schmidt erläuterte den neuen Verfahrensablauf bei der
Bearbeitung von Rechtsschutzanträgen.
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Ruhe bei der Frühpensionierung
Etwas ruhig ist es in der letzten Zeit

um die Frühpensionierung der Polizei-
vollzugsbeamten geworden, stellten die
Vorsitzenden der GdP-Bezirksgruppen
fest. Nach dem Angebot der GdP an ihre
Mitglieder zur Berechnung der Alters-
teilzeit- und Versorgungsbezüge hatten
auch die Bezügestellen diese Dienste an-
geboten. Die Kolleginnen und Kollegen,
die ihre Frühpensionierung beantragen
wollen, wissen jetzt, wie ihr Einkommen
aussehen würde und können die Lage
realistisch beurteilen. Die genaue Zahl
der Interessenten wird erst am 1. Dezem-
ber 2008 feststehen, dem Stichtag, bis zu
dem die Anträge vorliegen müssen.

Ausführlicher als bei anderen Sitzun-
gen des Landesbezirksvorstandes wurde
in Aschersleben über den GdP-Rechts-
schutz diskutiert. Hier muss besonders
sorgfältig und verantwortungsvoll ent-
schieden werden, denn es geht einerseits

um die Rechte der GdP-Mitglieder und
andererseits um die Kosten für ihre
rechtliche Vertretung. Denn, wie jeder
weiß, entstehen Anwalts- und Gerichts-
kosten auch dann, wenn ein Verfahren
verloren wird. Eine genaue Prüfung und
Abwägung des Risikos in der Rechts-
schutzkommission ist deshalb unabding-
bar. Schon seit Jahren achtet Günther
Jänsch als Vorsitzender dieser Kommis-
sion darauf, dass die Rechtsschutzord-
nung der GdP eingehalten wird und die
Kosten niedrig bleiben. Wenn allerdings,
wie Günther Jänsch mitteilte, zurzeit 140
Rechtsschutzanträge, 18 Regressfälle
und sechs Anträge im Eilverfahren zur
Konkurrentenklage vorliegen, dann lässt
sich eine Kostensteigerung nicht mehr
vermeiden. Um die Rechtsschutzkom-
mission zu unterstützen, fasste der LBV
den Beschluss, die Bearbeitung der An-
träge teilweise in der Rechtsanwaltskanz-
lei Frank Schröder, Halle, vornehmen zu
lassen. Die Arbeit kann so organisiert

werden, dass eine Mitarbeitern sich die-
ser Aufgabe annimmt und alle fehlenden
Informationen von dem antragstellenden
GdP-Mitglied einholt. Günther Jänsch
appellierte an die Vorsitzenden der Be-
zirksgruppen, alle Rechtsschutzanträge
tiefgründig zu prüfen und dies nicht allein
der Rechtsschutzkommission zu überlas-
sen.

Wie in den Sitzungen des GdP-Lan-
desbezirksvorstandes üblich, wurden alle
aktuellen Probleme, mit denen die Poli-
zeibeschäftigten konfrontiert werden,
diskutiert. Nicht immer können für diese,
meist sozialen Fragen, sofort Lösungen
präsentiert werden. Aber in unserer Ge-
werkschaft werden Probleme als Heraus-
forderungen betrachtet, an deren Lösung
gearbeitet werden muss. Dazu ist der
Landesvorstand verpflichtet, aber auch
alle GdP-Mitglieder sind dazu aufgeru-
fen.

Lothar Jeschke
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Befördert – oder doch nicht?
Wieder einmal waren in der Landes-

polizei Beförderungen und wiederum
kam es für eine Vielzahl von betroffenen
Kollegen und Kolleginnen dazu, dass sie
zu dem beabsichtigten Stichtag nicht in
ein anderes Amt befördert werden konn-
ten. Grund dieser – zumeist nur vorüber-
gehenden – Erscheinung ist die Möglich-
keit der Inanspruchnahme von einstwei-
ligem Rechtsschutz.

Angesprochen ist hier die jedem Be-
amten offenstehende Möglichkeit der
Einlegung einer Konkurrentenklage. Die
Besetzung eines Beförderungsdienst -
postens geschieht nach Artikel 33 Abs. 2
GG ausschließlich nach Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung. Bei der
Konkurrenz von mehreren Beamten um
einen Beförderungsdienstposten hat der
Dienstherr deshalb auf Grundlage der
vorgenannten Kriterien eine ermessens-
fehlerfreie Auswahl zu treffen. 

Diese Auswahlentscheidung kann der
Beamte, sollte er der Meinung sein, dass
der Dienstherr bei der Auswahl einen
Fehler begangen hat, rechtlich überprü-
fen lassen. 

Der Dienstherr hat nach der höchst-
richterlichen Rechtsprechung die Ver-
pflichtung, den Beamten einer Dienst-
stelle mitzuteilen, wer befördert werden

soll. Dies hat den Grund, dem gegebe-
nenfalls nicht berücksichtigten Beamten
die Möglichkeit der Überprüfung oder
sogar die Einlegung von Rechtsmitteln
zu geben.

Gegen eine bevorstehende Beförde-
rung vorzugehen, kann auf verschiedene
Weise erfolgen.

Zunächst besteht für einen übergange-
nen Beförderungsbewerber die Möglich-
keit, gegen die Nichtberücksichtigung
Widerspruch einzulegen. Dies hätte we-
nig Sinn, da der Widerspruch die Beför-
derung eines anderen Beamten rechtlich
nicht verhindern würde. Befördert die
Dienststelle tatsächlich durch die Über-
gabe der entsprechenden Urkunden,
kann sie diesen Verwaltungsakt nur in
ganz bestimmten (höchst seltenen) Aus-
nahmefällen wieder rückgängig machen,
denn bei den beförderten Beamten ist ein
Vertrauen auf die Rechtmäßigkeit ent-
standen. 

Des Weiteren ist es möglich, von der
Behörde zu verlangen, so gestellt zu wer-
den, als ob man befördert worden wäre.
Bei dieser Variante akzeptiert ein betrof-
fener Beamter faktisch die „ fehlerhafte“
Beförderung eines Kollegen, klagt da-
nach aber den ihm entstandenen mate-
riellen Verlust (z. B. A 8 zu A 9) ein. In

diesem Fall kann der Beamte nicht die
Verleihung eines Beförderungsamtes er-
reichen, sondern nur den Schaden ersetzt
bekommen, der ihm durch die Nichtbe-
förderung, dies ist in der Regel der Un-
terschiedsbetrag zwischen den Besol-
dungsgruppen, entsteht.

Schließlich besteht auch noch die Mög-
lichkeit, im so genannten Eilverfahren
vor dem Verwaltungsgericht die Recht-
mäßigkeit der Beförderungsentschei-
dung überprüfen zu lassen. Der betroffe-
ne Beamte stellt in einem solchen Fall
den Antrag, eine bestimmte Beförde-
rungsentscheidung der Behörde für ei-
nen Mitkonkurrenten zu untersagen, so-
lange nicht über die Rechtmäßigkeit der
Auswahlentscheidung der Behörde ent-
schieden worden ist. 

Faktisch bedeutet dies, dass die Behör-
de nicht befördern kann, solange das Ge-
richt diese Prüfung nicht abgeschlossen
hat. In der Praxis dauern diese Prozesse
nicht selten mehrere Wochen an, da die
Behörde dem Gericht neben sämtlichen
Verwaltungsvorgängen auch noch alle
beförderungsrelevanten Unterlagen vor-
legen muss. In der Regel ist es auch so,
dass die von einer Beförderungsentschei-



4 11 - 2008 Deutsche Polizei 

Am 27. September 2008 gegen 17.00
Uhr war es bereits amtlich. Die 1. Mann-
schaft der GdP-Bezirksgruppe der Poli-
zeidirektion Sachsen-Anhalt Ost hat es
wieder einmal geschafft: Landessieger
2008 der GdP im Bowling! 

Und das nun schon zum zweiten Mal
hintereinander. 

Unsere Spitzenleute waren alle ange-
treten, sie hatten geübt, trainiert und wa-
ren hochmotiviert. Somit waren beste
Voraussetzungen gegeben, um eine gute
Platzierung zu erreichen. In der 1. Runde
waren die Abstände noch denkbar ge-
ring, in der Runde zwei waren die Strikes
schon atemberaubend und die Runde
drei bestätigte alle Erwartungen. Der
Adrenalinschub danach ließ die Rück-
fahrt im Bus zu einer Party werden. 

Wir hatten es uns aber auch verdient.
Nun gut, wir haben zwei professionelle
Bowler dabei, Glück muss man aber
haben dürfen. Ansonsten waren die
Voraussetzungen für alle gleich.

Dass sich die Spielerinnen und Spieler
der 1. Mannschaft fast ausnahmslos aus
dem Polizeirevier Anhalt-Bitterfeld rek -
rutierten, interessierte nur noch am Ran-
de.

Sieg des Wanderpokals, Sieg im Plat-
zierungspokal, Pokal der besten Spiele-
rinnen mit Bahnrekord des Bowlingcen-
ters Halle/Saale – sie alle stehen nun in
der Glasvitrine unserer Dienststelle und
warten darauf, im nächsten Jahr vertei-

digt zu werden. Dann wäre es das dritte
Mal in Folge und der Pokal bleibt für im-
mer in der Bezirksgruppe der PD Sach-
sen-Anhalt Ost, wäre das nicht schön ...?

Auf ein nächstes Mal
Volker Kaatz

Zum zweiten Mal Landessieger

LANDESJOURNAL Sachsen-Anhalt

GdP-BOWLINGTURNIER 2008

Bunt gemischt waren die Teilnehmer des GdP-Bowlingturniers 2008 – zumindest auf diesem
Foto. 

Fortsetzung von Seite 3
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dung betroffenen Mitbewerber in den
Prozess als beigeladene Personen einbe-
zogen werden. Das Gericht prüft dann
über mehr oder weniger lange Zeiträu-
me, ob die Auswahlentscheidung der Be-
hörde ermessensfehlerfrei erfolgt ist und
korrigiert die Beförderungsentscheidung
bei etwaigen Fehlern.

Jeder Beschäftigte, der diese Art des
Rechtsschutzes gegen eine vermeintlich
unberechtigt nicht vorgenommene Be-
förderung seiner Person wahrnimmt,
muss sich im Klaren sein, dass er damit
zumindestens zeitweilig die Beförderung
seiner Kolleginnen und Kollegen verhin-
dert. Er muss weiter bedenken, dass
durch die Inanspruchnahme des Rechts-
schutzes nicht zusätzliche Beförderungs-
möglichkeiten geschaffen werden, son-
dern dass insoweit nur anders verteilt
wird, was an Beförderungsmöglichkeiten
tatsächlich vorhanden ist. Vor der Einle-
gung von Maßnahmen des einstweiligen

Rechtschutzes ist es auf jeden Fall rat-
sam, die Chancen eines solchen Verfah-
rens sorgsam zu prüfen. In dieser Hin-
sicht spielt die zuletzt erteilte Beurtei-
lung eine wesentliche Rolle. Die beför-
dernde Behörde wird sich aus Gründen
der Rechtssicherheit im Zweifel immer
an die aktuell gültige Beurteilung des Be-
amten halten. Anderweitige Hilfskrite-
rien wird sie restriktiv berücksichtigen.

Meist wird – auch zur Vorlage beim zu-
ständigen Personalrat – eine so genannte
„Rankingliste“ erstellt, in der eine Rei-
henfolge der zu befördernden Beamten
entsprechend den Kriterien Eignung, Be-
fähigung und fachliche Leistungen ent-
halten ist. Insbesondere die Punktzahl in
einer Beurteilung beeinflusst maßgeblich
die Stellung eines Beamten auf dieser
Rankingliste.

Stehen in einer Behörde nur zehn Be-
förderungsmöglichkeiten zur Verfügung
und steht ein Beamter mit der Punktzahl
aus seiner Beurteilung „nur“ auf Platz 26
der Rankingliste, so sind seine Chancen,

eine Beförderung über die Inanspruch-
nahme des einstweiligen Rechtsschutzes
zu erlangen, äußerst gering.

Zur Erinnerung sei noch einmal ge-
sagt: Die Beförderungsauswahl einer Be-
hörde kann nur dann verändert werden,
wenn Eignung, Befähigung und fachliche
Leistungen falsch berücksichtigt worden
sind. Der klagende Beamte muss dann
darlegen, dass er alle anderen Mitkon-
kurrenten „verdrängen“ würde, er also
der Bessere ist. 

Da diese Entscheidung maßgeblich
von der vorliegenden Beurteilung ab-
hängt, wird im Regelfall im gerichtlichen
Verfahren von den dort erzielten Punk-
ten ausgegangen. Im gerichtlichen Ver-
fahren wird aber im Allgemeinen nicht
die Wirksamkeit der dienstlichen Beur-
teilung geprüft. Diese kann nur in einem
selbstständigen Verfahren überprüft
werden. 

Zusammengefasst sollte sich der sei-
ner Meinung nach zu Unrecht übergan-
gene Beamte diese Abläufer vergewis-
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Mit dem Abschluss des Tarifvertrages
für die Länder (TV-L) wurde die Entgelt-
struktur im öffentlichen Dienst neu ge-
ordnet. Da jedoch zu diesem Zeitpunkt
noch keine neue Entgeltordnung vorhan-
den war, wurden die Beschäftigten nur in
die neuen Entgeltgruppen übergeleitet.
Die der Eingruppierung zugrunde liegen-
den Tätigkeitsmerkmale richten sich wei-
ter nach altem Recht. 

Vom Zeitpunkt der Überleitung (1.
November 2006) gilt ein zweijähriger
Übergangszeitraum bis zum 31. Oktober
2008. Für die Beschäftigten wird in dieser
Zeit ein Vergleichsentgelt gebildet, das
als „individuelle Zwischenstufe“ be-
zeichnet wird. Meist deckte sich diese
„individuelle Zwischenstufe“ nicht mit
den Entgeltbeträgen in der Tabelle. Die-
se Verfahrensweise regelte der zum ei-
gentlichen Tarifvertrag am 12. Oktober
2006 abgeschlossene Tarifvertrag zur
Überleitung in den TV-L und zur Rege-
lung des Überleitungsrechts (TV-Ü-Län-
der).

Nach diesem TV-Ü TV-L steigen die
Beschäftigten nunmehr mit Wirkung
vom 1. November 2008 in die betragsmä-
ßig nächst höhere reguläre Stufe ihrer

Entgeltgruppe auf (§ 6 TVÜ-Länder)
auf. D. h., ich bekomme die nächst höhe-
re Stufe in meiner Entgeltgruppe, wenn
ich nicht schon in der Endstufe angelangt
bin. Diese Verfahrensweise führt dazu,
dass jedem Betroffenen mehr Geld ge-
zahlt wird. Mit dem „Einrücken“ aller
Beschäftigten in den normalen Stufen-
rhythmus darf niemand weniger Geld be-
kommen. In der Regel sind auch nur ehe-
malige Angestellte betroffen, da sich die
Überleitung der Arbeiter wesentlich
nach ihrer Beschäftigungszeit richtet. 

Ab dem 1. November 2008 bekommen
ehemalige Angestellte unter bestimmten
Voraussetzungen einen „Strukturaus-
gleich“ gezahlt. Dies rührt daher, dass
manche (meist jüngere) Angestellte,
nicht durch die Einführung des TV-L be-
nachteiligt werden sollten. Zur Abmilde-
rung der im Vergleich zu der Vergütung
nach BAT/BAT-O langfristig zu erwar-
tenden Einkommensverluste wurde die
Zahlung eines so genannten „Struktur-
ausgleichs“ vereinbart. Dieser Struktur-
ausgleich wird erstmalig zum 1. Novem-
ber 2008 gezahlt, wenn die Anspruchs-
voraussetzungen vorliegen.

Der individuelle Anspruch hängt ge-
mäß § 12 TVÜ-L von der Entgeltgruppe,
der Lebensalterstrufe, dem Ortszuschlag
sowie den Aufstiegszeiten am Stichtag,
dem 1. November 2006, ab. In der Anlage
3 zum TV-Ü-L ist eine tabellarische
Übersicht zu den Entgeltgruppen, nach
denen ein Anspruch auf Strukturaus-
gleich besteht. Wir gehen davon aus, dass
nur wenige Tarifbeschäftigte innerhalb
der Landespolizei diese Anspruchsvo -
raussetzungen erfüllen.

Problematisch ist jedoch, dass die Ta-
rifgemeinschaft der Länder (TdL) die
Rechtsaufassung vertritt, dass nur die ori-
ginäre Eingrup-
pierung als An-
spruchsvorausset-
zung für den
Strukturausgleich
maßgeblich sei.
Damit wären Be-
währungs- und
Fallgruppenauf-
stiege, die vor dem
1. November 2006
erfolgt sind, nicht
mehr berücksich-
tigt. Diese Praxis
entspricht nach
unserer Auffas-

sung nicht dem § 12 TVÜ-L und ist tarif-
widrig. Deshalb bitten wir alle Tarifbe-
schäftigten, die nach Anlage 3 zum TVÜ
einen Anspruch auf Strukturausgleich
haben, ihre Gehaltsmitteilung für den
Monat November 2008 zu prüfen. 

Frank Schröder

Strukturausgleich muss gezahlt werden!

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

TARIFVERTRÄGE

DIENSTRECHT

sern und selbst prüfen, ob er reelle Chan-
cen vor Gericht hat. Dafür genügt meist
eine Anfrage bei dem zuständigen Perso-
naldezernat und eine entsprechende Ein-
sicht in die „Rankingliste“. Natürlich
kann eine Beförderung auch aus anderen
Gründen anfechtbar sein. Die Beförde-
rungsliste ist allerdings in den meisten
Fällen ein wichtiger Maßstab, um die Er-
folgsaussichten eines Gerichtsverfahrens
einschätzen zu können.

Im einstweiligen Verfügungsverfahren
sind die Möglichkeiten der Überprüfung
einer Beurteilung meist nicht gegeben, so
dass Fehler in dienstlichen Beurteilungen
schon vor Beförderungsentscheidungen
der Behörde geltend gemacht werden
sollten. Damit kann schon unmittelbar
nach der Eröffnung der Beurteilung be-
gonnen werden. In jeden Fall ist es rat-
sam, seine Chancen in einer gerichtlichen
Auseinandersetzung sorgsam zu prüfen
und sich der vorgenannten Verfahrens-
abläufe zu vergewissern. 

Frank Schröder, Rechtsanwalt

Anzeige

Fortsetzung auf Seite 8

Tarifverträge
fortführen?

Der Staatssekretär des Ministeriums
für Finanzen, Dr. Sundermann, hat der
Gewerkschaft der Polizei am 19. Septem-
ber 2008 offiziell die Fortführung des Ta-
rifvertrages zur sozialen Absicherung
(TV-LSA 2007) ab dem Jahre 2010 ange-
boten.

Dieser Tarifvertrag ist am 1. Januar
2004 in Kraft getreten und hat noch eine
Laufzeit bis zum 31. Dezember 2009. Er
senkt die Arbeitszeit und das Entgelt um
5 bzw. 7,5 Prozent ab und garantiert dafür
den Ausschluss betriebsbedingter Kündi-
gungen.

Der Fachausschuss Tarif der GdP hat
eine Umfrage an alle Tarifbeschäftigten,
die Mitglied der GdP sind, gestartet. Wir
wollen allen betroffenen Gewerkschafts-
mitgliedern die Möglichkeit geben, ihre
Meinung zur Verlängerung des Tarifver-
trages zu äußern.

Der Fachausschuss Tarif vertritt die
Auffassung, dass das bisherige Niveau
der Arbeitszeit- und Entgeltabsenkung
mit einer Verlängerung des Tarifvertra-
ges zur sozialen Absicherung nicht er-
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... Thüringen

Die Einführung der blauen Uniform in
Thüringen ist beschlossene Sache. Vor
rund einem Jahr wurde eine Projektgrup-
pe ins Leben gerufen, die sich mit der
Einführung einer blauen Uniform in
Thüringen beschäftigen soll.

Bereits zuvor hatte es in Verantwor-
tung des Haushaltsreferates der Polizei-
abteilung des Thüringer Innenminis -
teriums Überlegungen gegeben, in die
auch der Hauptpersonalrat der Thürin-
ger Polizei einbezogen war.

Diskutiert wurde zunächst über die
Uniformen der Länder Sachsen-Anhalt
und Brandenburg. Dabei wurde zunächst
das Brandenburger Modell favorisiert,
auch wenn die Thüringer Polizisten zum
Beispiel keine achteckige Mütze haben
wollen. Im Verlauf der weiteren Diskus-
sion lenkte der damalige Innenminister
Karl-Heinz Gasser die Aufmerksamkeit
der Projektgruppe zusätzlich auf das in-
zwischen in den Dienst eingeführte hessi-
sche Modell. 

In der weiteren Folge wurden die Mo-
dellvarianten Hessen und Brandenburg
in allen sieben Direktionsbereichen den
Polizeibeamtinnen und -beamten vorge-
stellt. Bereits dort bestand die Möglich-
keit, ein Votum für die Modelle abzuge-
ben und sich zu Teilaspekten zu äußern.

In Absprache mit dem Thüringer In-
nenministerium fand im April dieses
Jahres eine Abstimmung zu den beiden
Modellvarianten statt, an der 121 Polizei-
beamtinnen und -beamte aus allen Thü-
ringer Dienststellen teilnahmen. Mit 62
Stimmen entschied sich eine denkbar
knappe Mehrheit für die hessische Va-
riante. 

Nach dem Wechsel des Innenministers
interessierte sich auch der neue Minister
Manfred Scherer sehr stark für das Vo-
tum der künftigen Träger und ließ sich in
die Details der Entscheidung einweihen.
Inzwischen hat er sich dem Mehrheitsvo-
tum angeschlossen und auch der Haupt-
personalrat hat der Einführung mit eini-
gen Modifikationen zugestimmt. Inzwi-
schen wird die Ausschreibung vorberei-
tet. Die Uniformen sollen dann ab Herbst
2009 dienststellenweise eingeführt wer-
den.

Edgar Große

... Sachsen

Sachsen schließt sich dem Trend der
anderen Bundesländer an und wird mo-
derne und funktionelle Uniformen in der
Farbe Blau einführen. 

Bis es soweit ist, sind eine ganze Men-
ge Vorarbeiten notwendig.

Im Sächsischen Staatsministerium des
Innern (SMI) wurde deshalb zum 1. Juli
2008 eine Projektgruppe zur Neuorgani-
sation der Bekleidungswirtschaft einge-
richtet.

Die Projektgruppe hat einen Entschei-
dungsvorschlag zu erarbeiten, um auf
dieser Grundlage eine neue Uniform ein-
zuführen.

Das Projekt leitet der zuständige Refe-
ratsleiter 34 im SMI, Herr Dr. Kogel. Be-
dienstete des SMI und der LPD ZD ar-
beiten in den Teilprojekten „Uniform“,
„Logistik“, „Rechtsanpassung/ Finanzie-
rung“ und „Kommunikation“.

In Sachsen ist beabsichtigt, ein Uni-
formmodell eines anderen Bundeslandes
zu übernehmen und keine Eigenentwick-
lung vorzunehmen. Darüber hinaus soll
gleichzeitig die Logistik neu organisiert
werden.

Ein erstes Zwischenergebnis wurde
Mitte September 2008 erreicht. Die
Dienststellen waren gebeten, zu einer
Vorauswahl der Uniformmodelle, aus
denen in der weiteren Projektgruppenar-
beit das in Sachsen einzuführende Uni-
formmodell ausgesucht werden soll, je-
weils fünf Bedienstete des Polizeivoll-
zugsdienstes zu entsenden. 

Die Auswahl war für alle Beteiligten
sehr schwierig. Schließlich hat jedes Uni-
formmodell aus den Bundesländern und
vom Bund seine Vorzüge. Die Beamten
haben dann durch eine Abstimmung zu
den acht vorhandenen Uniformmodellen
die Möglichkeit gehabt, ein Votum abzu-
geben.  

Ausgehend von diesem Votum wer-
den als nächste Schritte die Bewertung
der Textilingenieure und die Ergebnisse
der Logistikabfragen hinzugezogen. Da-
nach werden Einzelverhandlungen mit
den Bundesländern geführt, um dann de-
finitiv festzulegen, welche Modelle in die
endgültige Auswahl kommen.

C. Wunderlich

... Sachsen-Anhalt

In der Polizei des Landes Sachsen-An-
halt wird, beginnend mit dem Jahr 2009,
wie auch in einigen anderen Bundeslän-
dern, die sich für die neue Uniform ent-
schieden haben, die Umstellung erfolgen. 

Die Kollektion der Landespolizei be-
inhaltet zwei Uniformvarianten. Es ist
zum einen eine Uniform für den Innen-
und Präsenzdienst und zum zweiten eine
Uniform für den Außen- und Streifen-
dienst. 

Ziel war es, bei der Umsetzung des Be-
kleidungskonzeptes unserer Landespoli-
zei eine mögliche Variantenvielfalt zu
finden, die eine optimale Lösung für den
Dienstalltag darstellt und nicht nur
schick aussehen sollte. Somit wurden Lö-
sungen geschaffen, die auf die Funktiona-
lität der einzelnen Artikel und in der
Kombination miteinander ausgerichtet
waren.

Der klassische Dienstanzug für den In-
nen- und Präsenzdienst ist in der Jacken-
form so gewählt, dass es möglich ist, auch
die Dienstwaffe mitzuführen. Der Ober-
stoff wurde so angelegt, dass er bei 40
Grad in der Waschmaschine waschbar ist.
In Sachsen-Anhalt wird mit der neuen
Kollektion eine Streifendienstmütze (in
Basecap-Form) für den allgemeinen
Dienstbetrieb eingeführt. Die Schirm-
mützen werden in der klassischen Form
belassen und es wird eine blaue und eine
weiße Mütze geben. Neben den für eine
Uniform üblichen Artikeln, wie Hem-
den, Blusen, Krawatten und Stickpull-
overn, gehört zur Kollektion ein Polo-
shirt in einer weichen, angenehm zu tra-
genden Funktionsware in einer Farb-
kombination von Hell- und Dunkelblau
und ein Unterziehrolli in der Farbe der
am klassischen Anzug verarbeiteten Bie-
sen. Zur Kollektion gehört weiterhin eine
Parka-Blouson-Kombination.

Bei der Erstellung der gesamten Kol-
lektion waren immer die Träger einbezo-
gen und konnten ihre Erfahrungen und
Hinweise einfließen lassen. Das Ergebnis
des Trageversuchs ergab, dass die Kol-
lektion den Test bestanden hat und einer
Einführung in der Polizei des Landes
Sachsen-Anhalt nichts entgegensteht.

Sabine Wübbenhorst

Blaue Uniformen in

LANDESJOURNAL Sachsen-Anhalt

INFO DREI
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wieder ist ein Monat zu Ende und das
neue und gleichzeitig vorletzte Heft des
Jahrganges 2008 haltet ihr in den Hän-
den.

Ich hatte mich am 5. September 2008
mit einem Schreiben zur be-
absichtigten Personalent-
wicklung in der Polizei an
den Ministerpräsidenten
Herrn Prof. Dr. Böhmer ge-
wandt. 

Ich tat das aus Sorge, ob
nach der Einschätzung des
Finanzministers und dem
daraus folgenden Stellen-
abbau die Polizei noch in
der Lage sein wird, die Si-
cherheit und Freiheit der
Bürger unseres Landes zu
gewährleisten. 

In diesem Schreiben ha-
be ich auch aus dem Grußwort des ehe-
maligen Vorsitzenden der CDU, Helmut
Kohl, zum 30. Geburtstag der GdP
(1980!) zitiert.

Der Herr Ministerpräsident hat recht
kurzfristig auf dieses Schreiben reagiert
und den Leiter seines Büros beauftragt
zu antworten. Herr Christian Fischer
schreibt:

Er teilt die Auffassung, dass es Kern-
aufgabe der Polizei ist, die Sicherheit und
Freiheit der Bürger in unserem Land zu
gewährleisten. Er erkennt auch an, dass
die von mir zitierte Aussage des ehemali-
gen Vorsitzenden der CDU, Helmut

Kohl, wonach es Verpflich-
tung des Staates ist, für Or-
ganisation, Ausbildung und
Ausrüstung der Polizei zu
sorgen, aktueller denn je er-
scheint. Wenn im Koaliti-
onsvertrag ein landesweiter
Stellenabbau beschlossen
wurde, muss sich die Polizei
daran beteiligen. Es wird
mir zugestimmt, dass es
nicht immer sinnvoll ist, die
Personalstärke an den Ein-
wohnerzahlen festzuma-
chen. Das Ministerium des
Innern beabsichtigt des-

halb, den Personalbedarf wegen der un-
terschiedlichen Struktur und der diffe-
renzierten Sicherheitslagen in den jewei-
ligen Bundesländern künftig stärker an
Belastungsfaktoren anzupassen. Um zu-
künftig eine bessere Altersstruktur der
Beschäftigten des Polizeivollzuges si-
cherzustellen, hat die Landesregierung
im Personalentwicklungskonzept 2008

bis 2025 beschlossen, die Anzahl über die
vorgesehenen 100 Neueinstellungen pro
Jahr hinaus in den Jahren 2012 bis 2020
jährlich um 50 Neueinstellungen zu erhö-
hen. Damit müssen wir nun erst einmal
leben. Es tröstet dann wenig, wenn uns
abschließend versichert wird, dass bei al-
len für den Polizeibereich schmerzlichen
Einschnitten sich die Gewerkschaft der
Polizei dennoch als fairer und verlässli-
cher Partner erwiesen hat.

Soweit zur Antwort des Herrn Minis -
terpräsidenten auf mein Schreiben.

Zum § 14 a und meine Petition an den
Landtag von Sachsen-Anhalt habe ich in-
zwischen eine Antwort bekommen, die
als Zwischenbescheid gelten soll. Der Pe-
titionsausschuss hat keine Möglichkeit, in
ein schwebendes Verfahren beim Ver-
waltungsgericht einzugreifen. Das heißt
für uns weiter zu warten, bis das Verwal-
tungsgericht entschieden hat. Erinnert
euch liebe betroffene Kolleginnen und
Kollegen, die Klägerin aus Niedersach-
sen hat fünf Jahre warten müssen, bis
endgültig entschieden wurde.

Es tut mir leid, dass ich keine besseren
Nachrichten habe, aber auch diese wollte
ich euch nicht vorenthalten.

Wolfgang Jung
Vorsitzender Landesseniorengruppe

Die Politik hat geantwortet

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

LANDESSENIORENGRUPPE

Gute Seniorenarbeit ist wichtig!
Ende Juli 2008 trafen sich auf Einla-

dung des Kreisgruppenvorstandes die Se-
nioren der neu gebildeten Kreisgruppe
Harz im Schulungsraum des Polizeire-
viers in Halberstadt. Knapp die Hälfte
der 47 Mitglieder war der Einladung ge-
folgt.

Nach der Begrüßung durch den Kreis-
gruppenvorsitzenden Reiner Papendick
erläuterte Ernst Hoffmann die neue
Struktur innerhalb der Kreisgruppe. Als
Verantwortlicher für die Seniorenarbeit
sprach er gleichzeitig über seine Vorstel-
lungen und darüber, wie diese Arbeit in
Zukunft gestaltet werden könnte.

In seinen Ausführungen erklärte der
Vorsitzende der Bezirksgruppe Michael
Wiegert die neue Struktur der Polizei, die
seit dem 1. Januar 2008 in Kraft ist. Da -
raus ergaben sich auch Veränderungen in

ren gewährleisten, aus diesem Grunde
wurde Verstärkung gesucht und gefun-
den. Deshalb werden zukünftig Herbert
Zeelen für den Bereich Quedlinburg und
Konrad Kalisch für den Bereich Werni-
gerode die Seniorenarbeit aktiv unter-
stützen.

Die Zusammenkunft wurde auch ge-
nutzt, um die GdP-Handys zu verteilen.
Diese Aktion begrüßten die Senioren be-
sonders, haben sie jetzt doch die Möglich-
keit, viel mehr als bisher untereinander in
Verbindung zu treten.

Nach zwei Stunden gingen die Teil-
nehmer mit der Gewissheit auseinander,
dass dies nicht die letzte Veranstaltung
gewesen ist. Der Kollegin Jutta Schröder
gilt insbesondere unser Dank für die Vor-
bereitung dieser Veranstaltung.

Michael Wiegert

der Struktur der GdP. Die Kreisgruppen
wurden größer und die Bezirksgruppe
umfasst jetzt die ehemaligen Bereiche
der Polizeidirektionen Stendal, Magde-
burg und Halberstadt. Trotz aller Verän-
derungen bleibt eine gut funktionierende
Arbeit mit den Mitgliedern und beson-
ders mit den Senioren die wichtigste Auf-
gabe für den Bezirksgruppenvorstand.
Sie dürfen das Gefühl nicht verlieren,
dass sie auch nach dem Ausscheiden aus
dem aktiven Dienst noch gebraucht wer-
den. In der anschließenden Diskussion
ging es unter anderem auch darum, wie
die Seniorenarbeit weiter vorangebracht
werden kann. Es wurde vorgeschlagen,
im Jahr zwei Veranstaltungen durchzu-
führen. 

Natürlich kann ein Einzelner nicht all
die Arbeit für die Betreuung der Senio-
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DIE GdP GRATULIERT

höht werden darf. Es darf keinen Tarifab-
schluss geben, der zu schlechteren Bedin-
gungen für die Tarifbeschäftigten führt,
also keine Erhöhung der Arbeitszeit- und
Entgeltabsenkung. Der erste Verhand-
lungstermin ist für den 5. November 2008
vorgesehen. Es bleibt für uns also nicht
mehr viel Zeit. Deshalb ist uns eure Mei-
nung zur Verlängerung des TV soziale
Absicherung sehr wichtig. Wir hoffen
sehr, dass sich alle Mitglieder an dieser
Umfrage beteiligen, denn es geht um die
Sicherheit eures Arbeitsplatzes.

Euer Fachausschuss Tarif

TARIFVERTRÄGE

Fortsetzung von Seite 5

NACHRUF

Es ist unsere traurige Pflicht, be-
kanntzugeben, dass unser langjäh-
riges Mitglied der GdP-Senioren-
gruppe Börde

Kollege Peter Hauck
geb. 3. Mai 1942

gest. 15. September 2008

nach langer schwerer Krankheit
verstorben ist.

Wir werden unseren Kollegen in
angenehmer Erinnerung behalten.

GdP-BG Nord       GdP-KG Börde
Michael Wiegert     Karlheinz Plate

Vorsitzender           Vorsitzender 

Seniorengruppe GdP-KG Börde
Detlef Parthey

REDAKTIONSSCHLUSS

Redaktionsschluss für die Ausgabe
1/2009 ist am Dienstag, 2. Dezember
2008. Für die Ausgabe 12/2008 ist Redak-
tionsschluss am Donnerstag, 6. Novem-
ber 2008. Die Landesredaktion


